
Pflichtteilsberechtigt sind aus-
schließlich Ehegatten, Kinder/
Enkelkinder und, soweit Ab-

kömmlinge nicht vorhanden sind, die 
Eltern. Pflichtteilsansprüche kom-
men nur dann in Betracht, wenn ein 
Pflichtteilsberechtigter von der Erb-
folge ausgeschlossen wurde oder den 
Erbteil ausschlägt. Das Pflichtteils-
recht führt zu einem Geldanspruch 
gegen den Erben und beläuft sich auf 
die Hälfte des gesetzlichen Erbteils. 
Statt einem Geldanspruch können 
sich Erben und Pflichtteilsberech-
tigter auch auf die Hingabe eines Ver-
mögensgegenstandes eini-gen. Hierzu 
folgendes Beispiel: 
Der Ehemann verstirbt und hinter-

lässt seine Ehefrau und ein Kind. Die 
Ehegatten haben sich über ein soge-
nanntes Berliner Testament zu gegen-
seitigen Alleinerben eingesetzt und 
somit den Sohn beim Tod des Erstver-
sterbenden „enterbt“. 
Macht der Sohn den Pflichtteil ge-
genüber seiner Mutter geltend, be-
trägt der gesetzliche Erbteil bei einem 
Nachlasswert von einer Million Euro  
500 000 Euro und der Pflichtteil-
sanspruch somit 250 000 Euro. Da 
die Mutter für die Begleichung der 
Pflichtteilsansprüche nicht genügend 
Bargeld geerbt hat – der Nachlass 
besteht überwiegend aus Eigentums-
wohnungen – einigen sich Mutter und 
Sohn dahingehend, dass der Sohn für 
seinen Pflichtteils-anspruch eine Ei-
gentumswohnung im Wert von 250 000 
Euro erhält.
In Erfüllung des Pflichtteilsanspruchs 
übereignet die Mutter die Eigen-
tumswohnung an den Sohn. Hierbei 
handelt es sich bei der Einkommen-
steuer um eine „Veräußerung“ der 
Eigentumswohnung, welche die Mut-
ter versteuern muss, wenn die Eigen-
tumswohnung innerhalb der letzten 
zehn Jahre vor dem Tod des Vaters an-
geschafft worden ist. Es handelt sich 
hier um einen Spekulationsgewinn 
nach § 23 EStG. Zu einem steuer-
pflichtigen Veräußerungsgewinn kann 

es ebenso kommen, wenn die Mutter 
in Erfüllung des Pflichtteilsanspruchs 
die Beteiligung an einer GmbH oder 
an einer Personengesellschaft an den 
Sohn überträgt. Der Erwerb ist beim 
pflichtteilsberechtigten Sohn somit 
erbschaftsteuerpflichtig; bei der Mut-
ter entsteht möglicherweise eine ein-
kommensteuerliche Belastung. 

Rente als Gegenleistung 
für den Pflichtteilsanspruch

Als Gegenleistung für den Pflicht-
teilsanspruch wird in der Praxis häu-
fig eine lebenslange Rente oder eine 
Zeitrente gewählt. Hieraus ergeben 
sich folgende steuerlichen Folgen:

Bei der Erbschaftsteuer/Schenkung-
steuer ist der kapitalisierte Wert die-
ser Rentenzahlungen zu versteuern. 

Bei der Einkommensteuer ergeben 
sich zwei Varianten: 
• Wird eine wiederkehrende Zahlung 	
als Gegenleistung für den zu Leb-
zeiten des Vaters ausgesprochenen 
Pflichtteilsverzicht vereinbart, ist die 
gesamte Rente einkommensteuerfrei. 
Dies gilt aber nur, wenn bei der Ver-
einbarung klargestellt wurde, dass die 
Rente keinen rechnerischen Zinsan-
teil enthält.

• Einigen sich Mutter und Sohn erst  
beim Tod des Vaters auf wiederkeh-
rende Zahlungen des Pflichtteilsan-
spruchs, ist in der Rente ein Zinsan-
teil enthalten. Dieser ist vom Sohn 
als Einkünfte aus Kapitalvermögen 
bei der Einkommensteuer zu erklä-
ren. Wird keine Verzinsung vereinbart, 
kann hingegen eine Zuwendung von 
Sohn an Mutter vorliegen, welche der 
Schenkungsteuer unterliegt.

Aufgeschobene Geltendmachung 
des Pflichtteils

Macht der Sohn beim Tod des Vaters 
keinen Pflichtteilsanspruch geltend, 
können sich Mutter und Sohn auch 
Jahre später auf die Zahlung eines 
Pflichtteilsanspruchs einigen, um die 
erbschaftsteuerlichen Freibeträge des 
Sohnes zu nutzen. Dies gilt selbst 
dann, wenn der Pflichtteils-anspruch 
nach mehr als drei Jahren bereits 
verjährt ist. Diese taktische Pflicht-
teilsauszahlung ist jedoch nur mög-
lich, wenn der Sohn nicht auf seinen 
Pflichtteil verzichtet oder im Testa-
ment eine starre Pflichtteilsstrafklau-
sel enthalten war.
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